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2015, also schon vor sechs Jahren, hat VW auf Druck der US-Umweltbehörden zugegeben, Diesel-Abgaswerte durch

eine Software manipuliert zu haben. Aber noch immer sind nicht alle vom Dieselgate-Skandal betroffenen Verbraucher

entschädigt worden. Vielmehr hat sich der Konzern bislang nur bereit erklärt, EU-Verbraucher zu entschädigen, die zum

Zeitpunkt des Autokaufs ihren Wohnsitz in Deutschland hatten. Denn nach seiner Ansicht seien freiwillige Zahlungen

an europäische Verbraucher mit Wohnsitz außerhalb Deutschlands nicht gerechtfertigt, da die betroffenen Fahrzeuge

inzwischen so umgerüstet worden seien, dass sie den gesetzlichen Anforderungen entsprechen. Kommission und EU-

Verbraucherschutzbehörden wollen nun den Druck auf den Konzern erhöhen und haben in einer am 28.9.2021 veröf-

fentlichten gemeinsamen Erklärung gefordert, dass alle in der EU betroffenen Verbraucher entschädigt werden, auch

diejenigen mit Wohnsitz außerhalb Deutschlands (s. PM EU-Kommission vom 28.9.2021). Schon am 11.8.2020 hatte der

für Justiz und Verbraucher zuständige Kommissar Didier Reynders an die Volkswagen-Gruppe geschrieben und diese

nachdrücklich dazu aufgefordert, allen betroffenen Verbraucherinnen und Verbrauchern in der EU eine angemessene

Entschädigung zu gewähren. Dabei betonte er, dass die Betroffenen erwarten, fair behandelt zu werden und für den

Schaden, den sie unionsweit in ähnlicher Weise erlitten haben, angemessen entschädigt zu werden. Ob Kommission

und EU-Verbraucherschutzbehörden jetzt Gehör finden werden, bleibt abzuwarten.

Dr. Martina Koster,

Ressortleiterin

Wirtschaftsrecht

Entscheidungen
EuGH-GA/SA: Dieselskandal – Thermofens-

ter als unionsrechtswidrig beurteilt

NachAuffassungvonGeneralanwaltRantos in sei-

nen Schlussanträgen in den Rechtssachen C-128/

20GSMBInvest, C-134/20VolkswagenundC-145/

20 Porsche Inter Auto und Volkswagen ist der Ein-

bau einer integrierten Software, mit der entspre-

chend der Außentemperatur und der Höhenlage

die Höhe der Schadstoffemissionen eines Fahr-

zeugs verändertwird, unionsrechtswidrig undein

solches Fahrzeug nicht vertragsmäßig im Sinne

der Richtlinie 1999/44. Eine solche Abschaltein-

richtung kann nicht mit dem Schutz des Motors

vor Beschädigung oder Unfall und dem sicheren

Betrieb des Fahrzeugs gerechtfertigt werden,

wenn diese Einrichtung vornehmlich der Scho-

nung von Anbauteilen wie AGR-Ventil, AGR-Küh-

ler undDieselpartikelfilterdient.Da einnormal in-

formierter, angemessen aufmerksamer und ver-

ständiger Durchschnittsverbraucher erwarten

darf, dass die rechtlichen Anforderungen einge-

halten werden, ist das mit einer unzulässigen Ab-

schalteinrichtung ausgestattete Fahrzeug aus

Sicht des Generalanwalts, selbst wenn es keine

spezifischen Vertragsklauseln gibt, nicht im Sinne

der Richtlinie 1999/443 dem Kaufvertrag gemäß.

Die Vertragswidrigkeit kann selbst dann nicht als

„geringfügig“ angesehen werden, wenn der Ver-

braucher das Fahrzeug selbst bei Kenntnis des

Vorhandenseins dieser Einrichtung und ihrer Wir-

kungsweise erworben hätte. Unter diesen Um-

ständen wird dem Verbraucher nicht das Recht

genommen, gemäß der Richtlinie 1999/44 die

Vertragsauflösungzuverlangen.
(PM EuGH Nr. 162/21 vom 23.9.2021)

EuG:GeldbußengegenAlticewegenVerstoßes

gegen die Fusionskontrollverordnung im Rah-

mendesErwerbsvonPTPortugalbestätigt

Das Gericht hat die Klage von Altice Europe ge-

gen den Beschluss der Kommission mit Urteil

vom 22.9.2021 – T-425/18 – abgewiesen, mit

dem im Rahmen des Erwerbs von PT Portugal

zwei Geldbußen in Höhe von insgesamt

124,5 Mio. Euro gegen sie verhängt wurden. Je-

doch hat es Herabsetzung der Geldbuße wegen

Verstoßes gegen die Pflicht zur Anmeldung des

Zusammenschlusses bei der Kommission um

6,22 Mio. Euro angeordnet.

Das Gericht weist zunächst die von Altice erho-

bene Einrede der Rechtswidrigkeit zurück, wo-

nach die Pflicht zur Anmeldung des Zusam-

menschlusses (nach Art. 4 Abs. 1 der Fusions-

kontroll-VO) und die bei Nichterfüllung dieser

Pflicht anwendbare Geldbuße (nach Art. 14

Abs. 2 Buchst. a der VO) im Verhältnis zur

Pflicht, den Zusammenschluss vor seiner An-

meldung und Genehmigung nicht zu vollzie-

hen (nach Art. 7 Abs. 1 der VO), und zu der bei

Verstoß gegen diese Pflicht anwendbaren Geld-

buße (nach Art. 14 Abs. 2 Buchst. b der VO)

redundant seien. In diesem Kontext hat Altice

außerdem einen Verstoß gegen die Grundsätze

der Verhältnismäßigkeit und des Verbots der

Doppelbestrafung geltend gemacht, da die ge-

nannten Bestimmungen der Kommission er-

möglichten, wegen desselben Sachverhalts

eine zweite Geldbuße gegen dieselbe Person

zu verhängen.

Das Gericht stellt insoweit zunächst fest, dass

Art. 4 Abs. 1 und Art. 7 Abs. 1 der Fusionskon-

troll-VO eigenständige Ziele verfolgen. Art. 4

soll die Unternehmen verpflichten, einen Zu-

sammenschluss vor seinem Vollzug anzumel-

den, während Art. 7 das Ziel hat, die Unterneh-

men daran zu hindern, diesen Zusammen-

schluss zu vollziehen, bevor die Kommission

ihn für mit dem Binnenmarkt vereinbar erklärt

hat. Außerdem sieht Art. 4 Abs. 1 eine Hand-

lungspflicht vor, wohingegen Art. 7 Abs. 1 eine

Unterlassungspflicht vorsieht. Darüber hinaus

ist der Verstoß gegen die erste Bestimmung

eine einmalige Zuwiderhandlung, der Verstoß

gegen die zweite Bestimmung aber eine fort-

gesetzte Zuwiderhandlung. Das Gericht gelangt

daher zu dem Schluss, dass Art. 4 Abs. 1 und

Art. 14 Abs. 2 Buchst. a der Fusionskontroll-VO

im Hinblick auf Art. 7 Abs. 1 und Art. 14 Abs. 2

Buchst. b nicht redundant sind und weder ge-

gen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit

noch gegen das Verbot der Doppelbestrafung

verstoßen. Im Übrigen liefe die Erklärung dieser

Bestimmungen für rechtswidrig nicht nur dem

Ziel der Verordnung zuwider, eine wirksame

Kontrolle von Zusammenschlüssen sicherzustel-

len, sondern nähme der Kommission auch die

Möglichkeit, mit Hilfe der von ihr zu verhän-

genden Geldbußen die Situation, in der das

Unternehmen die Anmeldepflicht einhält, aber

gegen die Stillhaltepflicht verstößt, von jener,

in der das Unternehmen gegen beide Pflichten

verstößt, zu unterscheiden.

Ferner kommt das Gericht zu dem Ergebnis,

dass die vorvertraglichen Nebenabreden Altice

die Möglichkeit einräumten, Kontrolle über PT

Portugal auszuüben, indem sie ihr die Möglich-

keit verliehen, einen bestimmenden Einfluss

auf deren Geschäftstätigkeit auszuüben. Außer-

dem ergibt sich dem Gericht zufolge aus ver-

schiedenen in den Akten befindlichen Schrift-

stücken, dass Altice mehrfach in den täglichen

Geschäftsbetrieb von PT Portugal tatsächlich

eingegriffen hat und dass sensible Informatio-

nen zwischen Altice und PT Portugal ausge-

tauscht worden sind. Da die vorvertraglichen

Nebenabreden zum SPA vor der Anmeldung

des Zusammenschlusses in Kraft getreten sind

und Altice bestimmenden Einfluss auf PT Por-

tugal ausgeübt hat, hat sie sowohl gegen ihre

Anmeldepflicht nach Art. 4 Abs. 1 der Fusions-

kontrollverordnung als auch gegen ihre Stillhal-

tepflicht nach Art. 7 Abs. 1 dieser Verordnung

verstoßen.
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